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 Gemeinnützigkeit bei Vereinen, die vom Verfassungsschutz beobachtet werden

 Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

 Am  2.  Februar  2008  berichtete  das  Nachrichtenmagazin  „DER  SPIEGEL“
 über  Vereine,  deren  Verfassungsgemäßheit  zweifelhaft  erscheint  bzw.  die  be-
 reits  vom  Verfassungsschutz  beobachtet  werden  und  dennoch  den  Status  der
 Gemeinnützigkeit im Sinne der Abgabenordnung haben.

 Als  Beispiel  ist  der  Verein  „Collegium  Humanum“  genannt  worden,  dessen
 Vorsitzende,  Ursula  Haverbeck,  bereits  wegen  Volksverhetzung  vorbestraft
 ist.

 Gemäß  §  52  Abs.  1  Satz  1  der  Abgabenordnung  (AO)  verfolgt  eine  Körper-
 schaft  gemeinnützige  Zwecke,  wenn  ihre  Tätigkeit  darauf  gerichtet  ist,  die
 Allgemeinheit  auf  materiellem,  geistigem  oder  sittlichem  Gebiet  selbstlos  zu
 fördern.

 In  Anbetracht  des  vorgenannten  Artikels  und  des  Umstands,  dass  es  535  000
 Vereine  in  der  Bundesrepublik  Deutschland  gibt  und  davon  etwa  die  Hälfte
 als  gemeinnützig  anerkannt  sind,  stellt  sich  die  Frage,  welche  praktischen  Vor-
 aussetzungen für die Feststellung der Gemeinnützigkeit erfüllt sein müssen.

 1.  Wie  viele  und  welche  Körperschaften,  die  vom  Verfassungsschutz  beob-
 achtet  werden  oder  gegen  die  der  Verdacht  der  Verfassungsfeindlichkeit
 besteht,  verfügen  nach  Wissen  der  Bundesregierung  über  den  Status  der
 Gemeinnützigkeit nach §  52 AO?

 Die Zahl dieser Vereine ist der Bundesregierung nicht bekannt.

 2.  Wie  viele  dieser  Körperschaften  sind  den  rechtsextremistischen,  links-
 extremistischen  und  fundamentalistisch  religiösen  bzw.  weltanschaulichen
 Spektren zuzurechnen?

 Siehe Antwort zu Frage 1.
 Die  Antwort  wurde  namens  der  Bundesregierung  mit  Schreiben  des  Bundesministeriums  der  Finanzen  vom  27.  März  2008
 übermittelt.
 Die Drucksache enthält zusätzlich – in kleinerer Schrifttype – den Fragetext.
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3.  Wie  und  auf  welche  Weise  können  bzw.  müssen  Körperschaften  den  Nach-
 weis  erbringen,  dass  sie  die  Allgemeinheit  im  Sinne  von  §  52  Abs.  2  AO
 fördern?

 Eine  Körperschaft  ist  nur  gemeinnützig,  wenn  sie  nach  ihrer  Satzung  und  ihrer
 tatsächlichen  Geschäftsführung  selbstlos,  ausschließlich  und  unmittelbar  die
 Allgemeinheit  fördert  (§  52  Abs.  1  AO).  Zur  Prüfung,  ob  neben  der  Satzung
 auch  die  tatsächliche  Geschäftsführung  den  Anforderungen  genügt,  haben  die
 Körperschaften  dem  Finanzamt  mit  der  Erklärung  zur  Körperschaftsteuer  und
 Gewerbesteuer  von  Körperschaften,  die  gemeinnützigen,  mildtätigen  oder
 kirchlichen  Zwecken  dienen  (Vordruck  Gem  1),  zusätzlich  zu  der  Satzung  und
 den  Angaben  in  der  Erklärung  eine  möglichst  weitgehend  aufgegliederte  Ge-
 genüberstellung  der  Einnahmen  und  Ausgaben  und  eine  Aufstellung  über  das
 Vermögen  am  Ende  des  Kalenderjahres  bzw.  den  Jahresabschluss  (Bilanz,
 Gewinn-  und  Verlustrechnung)  sowie  den  Geschäfts-  oder  Tätigkeitsbericht
 vorzulegen.  Darüber  hinaus  können  die  Finanzbehörden  weitere  Auskünfte  und
 die  Vorlage  weiterer  Unterlagen  verlangen.  Auch  Außenprüfungen  sind  zuläs-
 sig (§  193 ff. AO).

 4.  Gibt  es  Unterschiede  im  Verwaltungsverfahren  zur  Feststellung  der  Ge-
 meinnützigkeit  bzw.  bei  den  Nachweiserbringungspflichten  in  den  einzel-
 nen Bundesländern bzw. Finanzämtern?

 Wenn  ja,  in  welcher  Weise  unterscheiden  sie  sich,  und  gibt  es  Bestrebun-
 gen, die Vorgaben zu vereinheitlichen?

 Die  Gemeinnützigkeit  von  Körperschaften  wird  anhand  bundeseinheitlicher
 Vordrucke  überprüft.  Damit  werden  auch  bundesweit  die  gleichen  Unterlagen
 angefordert.  Die  wesentlichen  Ausführungsbestimmungen  zum  Gemeinnützig-
 keitsrecht  enthält  der  Anwendungserlass  zur  Abgabenordnung  (Schreiben  des
 Bundesministeriums  der  Finanzen  (BMF)  vom  15.  Juli  1998  –  Bundessteuer-
 blatt  Teil  I  (BStBl  I)  S.  630  –,  u.  a.  geändert  durch  das  BMF-Schreiben  vom
 10.  September  2002  –  BStBl  I  S.  867).  Die  darin  enthaltenen  allgemeinen  Ver-
 waltungsanweisungen  sind  für  die  Finanzämter  im  gesamten  Bundesgebiet  ver-
 bindlich.

 5.  Wird  das  Fortbestehen  der  Voraussetzungen  der  Gemeinnützigkeit  regel-
 mäßig  kontrolliert,  wenn  ja,  in  welchen  Zeitabständen,  und  aus  welchem
 Anlass?

 Die  Steuerbefreiung  einer  Körperschaft  wegen  der  Förderung  steuerbegünstig-
 ter  Zwecke  wird  spätestens  alle  drei  Jahre  überprüft  (Anwendungserlass  zur
 Abgabenordnung,  zu  §  59  Nr.  7).  Die  Prüfung  umfasst  den  gesamten  Drei-
 jahreszeitraum.  Wenn  wegen  umfangreicher  wirtschaftlicher  Betätigungen
 regelmäßig  Steuern  anfallen  oder  andere  Gründe  dazu  Anlass  geben,  wird  die
 Körperschaft jährlich geprüft.

 6.  Gehen  die  zuständigen  Behörden  Hinweisen  aus  der  Bevölkerung  hinsicht-
 lich  von  Zweifeln  am  Fortbestehen  der  Gemeinnützigkeitsvoraussetzungen
 nach, und wie häufig gehen derartige Anzeigen bei den Behörden ein?

 Die  Finanzämter  gehen  Hinweisen  aus  der  Bevölkerung  auf  für  die  Gemeinnüt-
 zigkeit  einer  Körperschaft  schädliche  Betätigungen  grundsätzlich  nach.  Hin-
 weise,  die  bei  den  Verfassungsschutzbehörden  eingehen,  werden  nach  Prüfung
 der  Relevanz  an  die  Finanzbehörden  weitergeleitet.  Die  Zahl  der  Hinweise  aus
 der Bevölkerung wird nicht statistisch erfasst.
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7.  Werden  die  jeweiligen  Finanzämter  von  Ländern  bzw.  wird  die  Bundes-
 regierung  informiert,  wenn  sie  Erkenntnisse  über  die  Verfassungsfeind-
 lichkeit einer gemeinnützigen Organisation haben?

 Die  jährlichen  Verfassungsschutzberichte,  die  über  extremistische  Bestrebun-
 gen  aufklären  sollen,  werden  auch  den  Finanzbehörden  zur  Verfügung  gestellt.
 Darüber  hinaus  sind  die  Verfassungsschutzbehörden  im  Rahmen  der  recht-
 lichen  Vorgaben  bemüht,  auch  in  konkreten  Einzelfällen  die  zuständigen
 Finanzbehörden  über  die  Verfassungsfeindlichkeit  als  gemeinnützig  anerkann-
 ter Organisationen zu unterrichten.

 8.  Wie  viele  Fälle  hat  es  in  den  letzten  fünf  Jahren  gegeben,  in  denen
 Körperschaften  die  Gemeinnützigkeit  wieder  entzogen  wurde,  weil  ihre
 Verfassungsfeindlichkeit festgestellt wurde?

 9.  Aus  welchen  Gründen  wurde  die  Gemeinnützigkeit  in  diesen  Fällen  ent-
 zogen, und wie hat die jeweilige Finanzbehörde davon erfahren?

 Die Fragen 8 und 9 werden zusammengefasst beantwortet:

 Die  Zahl  der  Fälle,  in  denen  die  Gemeinnützigkeit  aberkannt  wurde  und  die
 Gründe dafür, werden nicht statistisch erfasst.

 10.  Wie  viele  Fälle  hat  es  in  den  letzten  fünf  Jahren  gegeben,  in  denen  Kör-
 perschaften,  die  als  gemeinnützig  anerkannt  waren,  nach  Durchführung
 eines  vereinsrechtlichen  Verbotsverfahrens  wegen  Verfassungsfeindlich-
 keit verboten worden sind?

 In  den  letzten  fünf  Jahren  waren  zwei  als  gemeinnützig  anerkannte  Vereine  von
 Verbotsmaßnahmen betroffen.

 11.  Ist  es  aus  Sicht  der  Bundesregierung  rechtlich  möglich,  dass  eine  Organi-
 sation,  gegen  die  der  Verdacht  der  Verfassungsfeindlichkeit  besteht  oder
 die  vom  Verfassungsschutz  beobachtet  wird,  einen  gemeinnützigen
 Zweck verfolgt?

 Wenn  ja,  welche  Konstellationen  sind  hier  denkbar,  und  hat  die  Bundes-
 regierung  vor,  dagegen  vorzugehen  (bitte  darlegen  mit  welchen  Maßnah-
 men)?

 Nach  den  Grundsätzen  unseres  Rechtsstaats  reicht  ein  Verdacht  oder  eine
 Beobachtung  durch  den  Verfassungsschutz  noch  nicht  für  eine  Sanktion  –  hier:
 Aberkennung  der  Gemeinnützigkeit  –  aus.  Die  Bundesregierung  beabsichtigt
 nicht, dies zu ändern.

 12.  Wie  viele  gemeinnützige  Körperschaften  gibt  es  in  der  Bundesrepublik
 Deutschland (bitte nach Bundesländern auflisten)?

 Die  Zahl  der  gemeinnützigen  Körperschaften,  die  sich  im  Übrigen  täglich  än-
 dert, wird nicht statistisch erfasst.
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